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Bonn, den 23. Januar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, : Mühlenkonvention 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Kurlbaum, 

Dr. Schmidt (Gellersen) und der Fraktion der SPD 
- Drucksache V/1103 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Warum hat der Bundesminister für Wirtschaft noch keine Ent- 
sdieidung über den bis zum 30. Juni 1958 gestellten Kartell- 
antrag der Mühlenwirtsdiaft (Mühlenkonvention) nach § 8 
GWB getroffen, obgleidi eine Rechtsverpfliditung besteht, eine 
solche Entscheidung zu treffen und bis zur Entsdieidung über 
den Kartellantrag die Mühlenkonvention als Überläuferkartell 
(§ 106 Abs. 2 GWB) praktiziert wird? 

Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen (GWB) war gemäß § 106 Abs. 2 Nr. 2 GWB für 
bis dahin gültig zustande gekommene Kartelle bis zum 30. Juni 
1958 erneut ein Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zu stellen. 
Das Mühlenkartell stellte einen solchen Antrag beim Bundes- 
kartellamt — alternativ gestützt auf die Bestimmungen der §§ 4, 
5 und 8 GWB — und blieb daher als sogenanntes Überläufer- 
kartell weiterbestehen. 

Nacfidem im Laufe des Jahres 1962 deutlich wurde, daß die 
Voraussetzungen für eine Genehmigung nach den §§ 4 oder 5 
GWB jedenfalls jetzt nidit mehr gegeben waren, kündigte das 
Bundeskartellamt an, daß es die Erlaubnis versagen werde. 
Im Oktober 1962 zog das Mühlenkartell daher seinen Antrag 
insoweit zurück, als dieser sich auf die Bestimmungen der 
§§ 4 und 5 GWB stützte. Von da ab war der nunmehr nur 
noch auf § 8 GWB beruhende Antrag bei dem Bundeswirt- 
schaftsminister anhängig. 


Druck; Budulruckerei R. Madel, 53 Bonn, Boiiner Talweg 106 
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Wenn der Bundeswirtschaftsminister über diesen Antrag bis- 
her nidit abschließend befunden hat, so ist das lediglich auf 
die schwierigen Tatbestandsvoraussetzungen der kartellrecht- 
lichen Ausnahmeregelung nach § 8 GWB zurückzuführen. Er- 
nährungswirtschaftlicire Gründe sprachen jedoch eindeutig für 
die Fortführung des Kartells. Das Mühlenkartell hatte sidi näm- 
lich in der Zwisdienzeit als ein brauchbares Instrument erwiesen, 
das audi zur Sicherung der Versorgung der Bevölkerung mit 
Getreidemahlerzeugnissen erstrebte Gesuridungsprogramm für 
die Mühlenwirtschaft — Stillegungsaktion, Erweiterungskon- 
trolle — soweit wie möglich zu fördern. Mit dieser Unterstüt- 
zung war es gelungen, bis März 1962 den im Mühlengesetz 
geregelten Kapazitätsabbau in Höhe von 10 000 t Tageskapa- 
zität zu verwirklichen; das Mühlenkartell hat darüber hinaus 
von sich aus weitere notwendige Stillegungen ermöglicht 
(ca. 3 000 t). 

Die Bundesregierung beurteilte diese Maßnahme des Mühlen- 
kartelis positiv. Auch hatte das Kartell nur etwa 60 % Marktanteil 
und wirkte sich deshalb nur begrenzt auf den Mehlpreis aus. Die 
Bundesregierung war bei Würdigung dieser Sachlage zu dem 
Schluß gekommen, daß ein ernährungswirtsdiaftliches Bedürfnis 
für das Fortbestehen des Mühlenkartells als Überläuferkartell 
gegeben sei. Maßgebend waren dafür vor allem audr die Erwä- 
gungen, 

-- daß ein derartiges Kartell den Vorzug gegenüber einer Ver- 
mahlung skontingentierung und der damit verbundenen gesetz- 
lichen Regelung der Handelsspannen für Getreide und Mehl 
sowie der Mehlpreise verdiene, wie sie noch 1962 in einem 
Initiativantrag im Bundestag gefordert wurde (Antrag der 
Abgeordneten Seidl und Genossen vom 28. Juni 1962; Druck- 
sache IV/561); 

— daß die EWG-Komrnission eine Regelung zur Lösung der 
Mühlenstrukturkrise auf europäischer Ebene in Aussicht ge- 
nommen hat; 

— daß eine Erlaubnis nach § 8 GWB zu wettbewerbspolitisch 
bedenklidien Berufungen hätte führen können. 

Der Bundeswirtschaftsminister konnte 1965 die bis dahin beste- 
hende Auflage, daß die Kartellpreise nur mit behördlicher Zu- 
stimmung erhöht werden dürften, schon deshalb aufheben, weil 
die Kartellpreise oft nicht erreicht und vielfach sogar stark unter- 
boten wurden. 

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklung weiterhin 
sorgfältig. 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache Y/ 1327 


2. Hat die Bundesregierung geprüft, ob die vom Mühlenkartell 
festgesetzten Mehlpreise unter Berücksichtigung der derzeitigen 
deutschen Getreidepreise gerechtfertigt sind ? 

Nachdem die Festsetzung der Kartellpreise nicht mehr von der 
Zustimmung des Bundeswirtschaftsministers abhängig ist, unter- 
liegen die Mehlpreise nur noch der Mißbrauchsaufsicht nach dem 
GWß. Die der Erhöhung des Mehlpreises Anfang 1966 und im 
Dezember 1966 zugrunde liegenden Kostenkalkulationen boten 
nach Ansicht der beteiligten Ressorts keinen Anhalt, der ein Ein- 
sdireiten im Wege der Mißbrauchsaufsidit hätte rechtfertigen 
können. 

Schiller 
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